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Unentbehrlich 
für die Vergabepraxis.

Die umfassende Grundlage
Die seit 2016 geltende Vergabeverordnung (VgV) stellt die 
Grundlage für alle Vergabeverfahren dar, bei denen keine 
Bauleistungen beschafft werden. Das neue Werk kommentiert 
die VgV und die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) 
umfassend und praxisgerecht. Es orientiert sich dabei eng an 
der hier besonders wichtigen vergaberechtlichen Recht-
sprechung. Mit der gemeinsamen Kommentierung von VgV 
und UVgO wird die Vielzahl der Parallelen ebenso deutlich 
wie Unterschiede und Gemeinsamkeiten in der Rechtsan-
wendung ober- wie unterhalb der Schwellenwerte. Die 
EU-Richtlinien und die Rechtsprechung des EuGH werden 
besonders berücksichtigt. Abgerundet wird die Darstellung 
durch die Kommentierung des Gesetzes über die Beschaffung 
sauberer Straßenfahrzeuge.   

Praxisorientierte Informationen 
Bei den Erläuterungen zur UVgO im Bereich der rein nationa-
len Vergabeverfahren finden auch Ländervorschriften und 
Entscheidungen der Zivilgerichte aus den einstweiligen 
Verfügungsverfahren Berücksichtigung. Sonderregelungen 
z.B. anlässlich der Covid-19-Pandemie, wegen Störungen der 
Lieferketten, drastischer Material preisanstiege etwa in Folge 
des Ukraine-Kriegs oder aus anderen Gründen werden an den 
entsprechenden Stellen berücksichtigt. 

Leinemann/Otting/Kirch/Homann
VgV – UVgO

2024. XVIII, 1294 Seiten.  
In Leinen € 199,–
ISBN 978-3-406-64725-3
Neu im Juni 2024

 beck-shop.de/11513464

Vorteile auf einen Blick

	� Gemeinsame Kommentierung von VgV und 
UVgO zeigt Parallelen wie Unterschiede auf

	� berücksichtigt die erforderlichen Anpassungen 
des Vergaberechts aufgrund der »eForms«

	� berücksichtigt das erste Gesetz zur Änderung 
des SaubFahrzeugBeschG

	� Praxisorientiert und wissenschaftlich fundiert 
zugleich

	� von einem breiten Team von Autorinnen und 
Autoren aus der Vergabepraxis
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Neues Staatsangehörigkeitsrecht mit handwerklichen Mängeln 
 

Mit dem am 24.6.2024 in Kraft tretenden Staatsangehörigkeits-Modernisierungsgesetz 
(s. dazu Geerdes NVwZ 2024, 711) hat die Ampel nach eigener Einschätzung mit der 
Verkürzung der Aufenthaltszeiten, die Voraussetzungen für eine Einbürgerung sind, so-
wie der Hinnahme mehrfacher Staatsangehörigkeit eine Anpassung an internationale 
Standards vorgenommen. Eine Einbürgerung nach fünf Jahren (und in Ausnahmefällen 

besonderer Integrationsleistungen unter Voraussetzung von Sprachkennt-
nissen auf dem Niveau C1, das nicht jeder Abiturient erreicht, nach drei 
Jahren) führt nicht zur Beschleunigung, weil die behördliche Überlastung 
mit einer regelmäßigen Verfahrensdauer von zwei bis drei Jahren wohl 
nicht verkürzt werden wird. Mit ihrer Kritik haben die Oppositionspar-
teien deshalb viel Lärm um nichts entfaltet und die Neuregelung nur zum 
Selbstzweck angegriffen. Die Hinnahme von Mehrstaatigkeit hätte eine  
beträchtliche Entlastung der Behörden darstellen und zur Verfahrensbe-
schleunigung beitragen können. Der bisherige Zwang zur Entlassung aus 
der Staatsangehörigkeit führte zur mehrfachen Prüfung der Voraussetzun-

gen der Einbürgerung, die sowohl bei der Erteilung einer Zusicherung zur Einbürgerung 
nach Entlassung erforderlich war als auch im Zeitpunkt der Entlassung selbst. Dazu ge-
hören neben der erneuten Prüfung der Sicherung des Lebensunterhalts auch erneute 
Nachfragen bei Sicherheitsbehörden, die eigentlich andere Aufgaben haben. Einer Ver-
fahrensvereinfachung wird indes dadurch entgegen gewirkt, dass das Gesetz an verschie-
denen Stellen handwerklich schlecht gemacht ist. So wird im neuen § 10 I StAG für die 
Einbürgerung eine Klärung der bisherigen Staatsangehörigkeit vorausgesetzt, obwohl die 
Einbürgerung ohne Entlassung aus der Staatsangehörigkeit erfolgen soll. Sinn und Zweck 
dieses Relikts aus dem bisherigen Text sind nicht erkennbar und unbegründet. Aber ist 
eine Abweichung vom Gesetzestext mit der Annahme eines gesetzgeberischen Versehens 
hier zulässig? 

In § 10 I 2 StAG wird ein Zusatz eingefügt, demzufolge antisemitisch, rassistisch oder 
sonstige menschenverachtend motivierte Handlungen mit der Menschenwürdegarantie 
unvereinbar sind. Die tagespolitisch begründete Ergänzung und die Vorgabe des Schutzes 
jüdischen Lebens in § 10 I 1 Nr. 1a StAG bergen die Gefahr in sich, dass dadurch andere 
problematische Formen als unproblematisch erscheinen können. Mit der Formulierung, 
dass es auf antisemitische Handlungen ankomme, könnte die bloße Äußerung entspre-
chender Gedanken unschädlich sein. Tatsächlich sind diese beiden Zusätze angesichts des 
zu verlangenden Bekenntnisses zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung vollkom-
men überflüssig und bringen nur unnötige Interpretationsaufgaben. 

Claritiy, simplicity and elegance, die nach Somerset Maugham Kennzeichen eines guten 
Gesetzgebers sind, fehlen auch bei der erleichterten Einbürgerung, wenn Eltern nur wegen 
ihrer Kinder den Lebensunterhalt nicht sichern können. Nach der Formulierung der Vor-
schrift sind in diesen Ausnahmefällen nur die Eltern begünstigt und die Kinder dürfen 
nicht mit eingebürgert werden. Dabei beabsichtigte der Gesetzgeber beim Erwerb der 
Staatsangehörigkeit keine Trennung der Familie. Deshalb wird die Praxis auch hier zu 
Auslegungskünsten gezwungen werden. 

Rechtsanwalt Prof. (Yeditepe Univ. Istanbul) Dr. Rolf Gutmann, Schorndorf 


